Rahmenvereinbarung
vom [Datum]
zwischen der
Pro Senectute Luzern, Michael Muheim, Geschäftsleiter, Bundesplatz 14 
Postfach 3640, 6002 Luzern
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SENECTUTE
KANTON LUZERN




und der
Gemeinde [z. B. Schötz]
handelnd durch den Gemeinderat, vertreten durch 
[Monika Müller, Funktion 

und

Herbert Meier, Funktion]

betreffend Treuhandmandaten von HeimbewohnerInnen 
mit einem Reinvermögen von weniger als Fr. 35'000
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I. EINLEITUNG
Der Treuhanddienst von Pro Senectute Kanton Luzern (PS) bietet seit 2005 Menschen ab 60 Jahren administrative Unterstützung an, unabhängig von deren Wohnsituation. Gut 80% der Treuhanddienst-Mandanten lebte 2012 in Heimen, knapp 20% zu Hause.
Die Treuhandmandate werden durch Eigenleistung der Mandanten gemäss Tarifliste, durch Beiträge des Bundesamtes für Sozialversicherungen (BSV) und durch PS selbst finanziert. In Folge der Neugestaltung des Finanzausgleichs und der Aufgabenteilung (NFA) zieht sich das BSV aus der Mitfinanzierung der Treuhandmandate von Heimbewohnenden ab 2014 zurück. PS gelangte bezüglich der Schliessung dieser Finanzierungslücke an die Gemeinden.
Der Zweckverband für institutionelle Sozialhilfe und Gesundheitsförderung (ZiSG) erhielt im September 2013 vom Verband Luzerner Gemeinden (VLG) Bereich Gesundheit und Soziales den Auftrag, gemeinsam mit PS ein Konzept zu erstellen, welches sich zu Fachlichkeit, Qualität, Controlling und Finanzierung der Dienstleistung äussert. Die vorliegende Rahmenvereinbarung basiert inhaltlich auf diesen erarbeiteten konzeptionellen Grundlagen.
II. VEREINBARUNG
Zweck der Rahmenvereinbarung
Diese Rahmenvereinbarung regelt die Beziehungen zwischen der Gemeinde und dem Treuhanddienst von Pro Senectute Luzern.
Die Gemeinde überträgt mit dieser Rahmenvereinbarung die Führung von bestehenden sowie neuen Treuhandmandaten von HeimbewohnerInnen mit einem Reinvermögen von weniger als Fr. 35'000 an den Treuhanddienst von PS, sofern die unter Punkt 5. aufgelisteten Voraussetzungen erfüllt sind.
Die Rahmenvereinbarung definiert die Zielgruppe, die Dienstleistung und die Berichterstattung und legt die gegenseitigen Pflichten sowie die finanzielle Entschädigung durch die Gemeinde fest.
Gesetzliche Grundlage
Der Treuhanddienst von PS gehört zur persönlichen Sozialhilfe im Sinne der § 3 und 21 ff. SHG (Sozialhilfegesetz; SRL Nr. 892). Diese ist von der Gemeinde, in welcher die betroffene Person ihren Unterstützungswohnsitz im Sinne des Bundesgesetzes über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger (Zuständigkeitsgesetz; ZUG; SR 851.1) hat, zu erbringen.
Gestützt auf § 15 SHG entscheidet der Gemeinderat über die Sozialhilfe, die der Gemeinde übertragen ist. Er kann die Befugnis zum Entscheid ganz oder teilweise an das Sozialamt oder an Dritte delegieren.
Gemäss § 16 SHG kann die Einwohnergemeinde die Erfüllung von Aufgaben des Sozialamtes einem Gemeindeverband oder Dritten übertragen.
Die Gemeinderäte der Gemeinden delegieren gestützt auf § 16 Abs. 3 SHG die Erbringung dieser Dienstleistung an PS.
Dienstleistungsangebot
Die Mandatsführung des Treuhanddienstes (THD) umfasst folgende Aufgaben:
· Erstellen einer finanziellen Bestandesaufnahme mit Budget
· Monatlicher Zahlungsverkehr (Rechnungen kontrollieren, Zahlungen veranlassen)
· Einforderung und Bewirtschaftung sämtlicher finanzieller Ansprüche sozialversicherungsrechtlicher wie aber auch privatrechtlicher Natur (z.B. Krankenkasse, Ausgleichskasse, Zusatzleistungen, wirtschaftliche Sozialhilfe etc.)
· Verkehr mit Versicherungen und Ämtern
· Ablage und Buchführung
· Steuererklärung
· Regelung und Organisation der administrativen Aufgaben in Zusammenhang mit dem Todesfall, wenn vom Teilungsamt bewilligt
Wirkungsziele
· Stabilisierung der finanziellen Situation und geltend machen von Ansprüchen
· Verhindern einer Massnahme der Erwachsenenschutzbehörde, auch nach Verlust der Urteilsfähigkeit
Mandate - drei verschiedene Finanzierungsarten
Der Treuhanddienst von PS bietet Menschen ab 60 Jahren administrative Unterstützung an, unabhängig von deren Wohn- oder Vermögenssituation. Je nach Wohn- oder Vermögenssituation lassen sich drei verschiedene Finanzierungsarten ausmachen:
1. Zu Hause lebende Personen, unabhängig von deren Vermögenssituation: Das Bundesamt für Sozialversicherungen (BSV) leistet an diese Personengruppe weiterhin Beiträge. Nebst der Eigenleistung der betroffenen Person, wird eine allfällige Unterdeckung durch Spenden oder Beiträge aus den individuellen Finanzhilfen durch PS übernommen.
2. HeimbewohnerInnen mit einem Reinvermögen von Fr. 35'000 oder mehr (ca. Vermögensfreibetrag bei den Ergänzungsleistungen): Die Tarifstruktur ist von PS so zu gestalten, dass die Vollkosten dieser Finanzierungsart über die Tarife gedeckt sind. Eine allfällige Unterdeckung wird durch Spendengelder von PS geschlossen.
3. HeimbewohnerInnen mit einem Reinvermögen unter Fr. 35'000: Die Gemeinden unterzeichnen für die Übernahme von Mandanten durch den THD die vorliegende Rahmenvereinbarung und bezahlen entsprechend dem Verursacherprinzip eine jährliche Entschädigung. Die Differenz zu den Vollkosten (Fr. 2'500 pro Mandat) wird durch Beiträge der Betroffenen, des ZiSG sowie PS getragen.
PS stellt die Aufnahmegebühr bei allen Finanzierungsarten der Mandantin / dem Mandanten in Rechnung (Fr. 300). 
Zielgruppe und Voraussetzungen zur Mandatsübernahme durch PS
(nur in Bezug auf die Finanzierung durch die Gemeinden)
5.1 Zielgruppe
Menschen ab dem Alter von 60 Jahren, welche administrative Unterstützung benötigen.
5.2 Notwendige Bedingungen zur Mandatsübernahme sind:
· Die Mandantin / der Mandant gehört zur Zielgruppe.
· Die Mandantin / der Mandant lebt in einem Heim.
· Die Mandantin / der Mandant verfügt über ein Reinvermögen von weniger als Fr. 35'000.
· Die Mandantin / der Mandant stimmt freiwillig einer Mandatsübernahme zu und ist zur Kooperation mit dem THD bereit.
· Die Mandantin / der Mandant ist bei Mandatsabschluss urteilsfähig.
· Die Gemeinde, in welcher die betroffene Person ihren Wohnsitz hat, hat diese Rahmenvereinbarung unterzeichnet.
· Der Treuhanddienst nimmt bei Anfragen von Neumandaten von Personen zwischen 60 und 65 mit der zuständigen Gemeinde / dem zuständigen Sozialberatungszentrum (SoBZ) Kontakt auf.
Auftrag für den Treuhanddienst als Grundlage der Mandatsführung
PS prüft, ob die betroffene Person die Voraussetzungen gemäss internen Bestimmungen für den Bezug der Dienstleistungen erfüllt. 
Sind die Voraussetzungen erfüllt, legt sie zusammen mit der betroffenen Person den Leistungsinhalt und -umfang in einem Auftrag für den Treuhanddienst fest. Dieser Auftrag ist von PS und von der betroffenen Person zu unterzeichnen. Mit dem Auftrag überträgt die Mandantin / der Mandant PS die Vollmacht zur Vermögensverwaltung.
Der Auftrag kann von beiden Seiten jederzeit beendet werden. Der Auftrag erlischt mit dem Tod des/der Auftraggeber/in. 
Reporting an die Gemeinden
PS informiert die jeweiligen Gemeinden, für welche sie die Dienstleistungen an die definierte Zielgruppe erbringt, zeitgleich mit der Rechnung über die geführten Mandate. Stichtag für Neumandate ist der 30. November des jeweiligen Jahres.Die Jahressstatistik aller Mandate wird entsprechend der PS Gesamtstatistik per 31. Dezember erstellt. 
Es sind der Gemeinde zudem folgende Kenndaten zu liefern:
· Name, Vorname, Geschlecht, Nationalität, Geburtsdatum, Reinvermögen (Ziff. 470 der Steuererklärung), Name des Heims, Datum Abschluss Treuhandmandatsauftrag (Eintritt / Austritt).
Entschädigung durch die Gemeinde
Die unterzeichnende Gemeinde zahlt PS für die Erbringung der Dienstleistungen eine Entschädigung von Fr. 1'800 pro betroffene Person und Jahr. Unterjährige Verhältnisse werden mit den Gemeinden semesterweise abgerechnet. Bei Ehepaaren (beide im Heim) wird die Entschädigung +50% verrechnet. 
PS stellt die Entschädigung für Mandate, welche bis zum 30. November aufgenommen bzw. weitergeführt wurden, den Gemeinden per 15. Dezember in Rechnung. Für Mandate, welche ab dem 1. Dezember unterzeichnet wurden, fällt die Entschädigung der Gemeinden erst im Folgejahr an. 
III. WEITERE BESTIMMUNGEN
Schnittstelle zu den Kindes- und Erwachsenenschutzbehörden (KESB)
Der Treuhanddienst von PS steht mandatsbezogen mit der jeweiligen KESB bei Bedarf in Kontakt. Will die KESB dem THD ein Mandat übergeben, kann sie die Kundin / den Kunden an PS weiterleiten. PS klärt dann ab, ob das Mandat gemäss den internen Bestimmungen übernommen werden kann und teilt dies der KESB mit. Zentrale Elemente der internen Bestimmungen sind die Freiwilligkeit sowie die Urteilsfähigkeit und Kooperationsbereitschaft der Mandantin / des Mandanten. 
Erfolgt die Überweisung eines Mandats einer im Heim wohnenden Person mit einem Reinvermögen von unter Fr. 35'000 durch die KESB an den THD, ist die Wohnsitzgemeinde für die Finanzierung dieses Mandats zuständig. 
Haftung
Pro Senectute verfügt über eine Haftpflichtversicherung, um gegen Haftungsfolgen entsprechend der Art und des Umfangs der Risiken, die aus diesem Leistungsvertrag resultieren, versichert zu sein. Diese Versicherungsdeckung ist über die ganze Vertragsdauer sichergestellt.
Controlling durch den ZiSG
PS rapportiert dem ZiSG jährlich per Stichtag 31. Dezember über die in den Gemeinden erbrachten Dienstleistungen. Auf dieser Grundlage ist die Überprüfung der Dienstleistung in finanzieller sowie inhaltlicher Sicht möglich und in der Folge gibt der ZiSG bei Bedarf eine Empfehlung zur Tarifgestaltung an den VLG ab. 
Anpassung der Entschädigung
Anpassungen der Entschädigung werden seitens VLG den Gemeinden jeweils bis Ende Juni mitgeteilt. 
Inkrafttreten
Die Vereinbarung tritt nach deren Unterzeichnung durch die Gemeinde und PS in Kraft.
Dauer der Vereinbarung und Kündigungsfrist
Die Vereinbarung ist unbefristet. Die Kündigungsfrist beträgt für beide Parteien drei Monate auf das Ende eines Kalenderjahres.
Gerichtsstand
Bei Streitigkeiten versuchen die Parteien eine gütliche Einigung zu erzielen. Der Gerichtsstand wird als Luzern Stadt definiert. Im Streitfall wird Privatrecht angewendet. 
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